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Mouvement écologique und
Umweltministeriumliegen
sich wiederin den Haaren.

Dabei geht esumdie
ReformdesKommodo−
Gesetzes, die Umsetzung

derI mpaktstudien−
Direktive und die

Genehmigungspraxis
der Umweltverwaltung.

Auf der einenSeitegibt es den
sogenannten Nimby−Reflex, erst
einmal jedeFabrikundjedeStra-
ßerund umdie eigene Wohnung
abzulehnen, auf der anderenSei-
te fordern Unternehmerlobbys
i m Namen der Wettbewerbsfä-
higkeit Anlagen und Infrastruk-
turen errichten zu dürfen, wo
und wieesfür die Wirtschaft am
günstigsten ist. Zwischen den
beiden Extremen vermitteln soll
i mkonkretenFall die öffentliche
Genehmigungspraxis, die in Lu-
xemburg über das so genannte
Kommodo−Gesetz geregelt ist.
Verständlich, dass die Umwelt-
organisationen nervös werden,
wenn, wiejetzt, eine Reformdie-
ses Gesetzes ansteht. So hat der
Mouvement écologique den 143
Seiten zählenden Gesetzentwurf
durchforstet und eine 17−seitige
kritische Stellungnahme veröf-
fentlicht.
Ein erster Stein des Anstoßes

für den Mouvement écologique
ist, dass i m neuen Text die Be-
triebsgenehmigungvonder Bau-
genehmigung losgekoppelt wer-
den soll. Durch die Streichung
des diesbezüglichen Gesetzesar-
tikels werde eine wesentliche
umweltpolitische Errungen-
schaftinFragegestellt.

Vorher und nachher
"Da liegt ein Missverständnis

vor", sagt Claude Gei mer, Chef
des für die Genehmigungen zu-
ständigen"Servicedesétablisse-
ments classés" in der Umwelt-
verwaltung. "Nach dem neuen
Text muss die Vereinbarkeit des
Niederlassungsortes mit den
Flächennutzungsplänen bereits
bei m Erstellen des Antrages
belegt werden. Dadurch ver-
hindern wir, dass Firmen auf-
wändige Dossiers zusammen-
stellen, die wir amEnde wegen
der Unmöglichkeit einer Bauge-
nehmigung sowieso ablehnen
müssen."
Für Alex Bodry, Mitglied der

Umweltkommission der Cham-
ber und ehemaliger Umweltmi-

nister, ist das nicht so klar: "I m-
merhin wirdder Artikel über die
Kopplung der beiden Genehmi-
gungen gestrichen; niemand
weiß, wie das bei einemProzess
ausgelegt würde." Doch in die-
semPunkt scheint demEinwand
der UmweltschützerInnen Rech-
nung getragen zu werden: Die
Umweltkommission schlägt vor,
neben der neu eingeführten
Überprüfung gleich beimErstel-
len des Antrags solle die alte
Überprüfung bei m Erteilen der
Betriebsgenehmigung beibehal-
ten werden.

Schweine und Straßen
Hauptgrund für die jetzt vor-

liegende Reform war die längst
überfällige Umsetzung von zwei
EU−Direktiven über integrierten
Umweltschutz und überImpakt-
studien. Letztere legt fest, für
welche Anlagen zusätzlich zum
normalen Genehmigungsverfah-
ren eine Impaktstudie, verbun-
den mit einer öffentlichenAnhö-
rung, erstellt werden muss. Der
Mouvement écologique bemän-
gelt, dass Schwellenwerte aus
der Direktive übernommen wur-
den, die für Luxemburg völlig
überdi mensioniert seien. Zum
Beispiel ist bei Massentierhal-
tung erst ab 2.000 Schweinen
oder 40.000 Hühnern eine Im-
paktstudie vorgeschrieben. "Da-
ransieht man, in welchemGeist
die Direktive umgesetzt wurde",
so Blanche Weber vom Mouve-
ment écologique gegenüber der
woxx. Bezeichnend sei auch,
dass Umweltminister Charles
Goerens sich nicht um dieses
hochwichtige Gesetz kümmere
undes anStaatssekretär Eugène
Berger delegiere.
Claude Gei mer verteidigt

die Entscheidungen seines
Ministeriums: "Das Ziel war
nicht, keinen Betrieb unter die
Regelung fallen zu lassen.
Andrerseits braucht man ver-
nünftige Schwellenwerte, damit
nicht jeder Betrieb eineImpakt-
studie erstellen muss." Er fügt
hinzu, dass die Umweltverwal-

tungi mEinzelfall i mmer nochei-
nesolchevorschreibenkann.
Auch auf den Vorwurf des

Mouvement, Straßenbauprojek-
teseieni mGesetzentwurf ausge-
klammert, weil die Regierung es
vorziehe, keine ordentlichenIm-
paktstudien zu erstellen, rea-
giert Claude Gei mer beschwich-
tigend: "Während bei Betriebs-
genehmigungen eine Impaktstu-
die für ein fertiges Projekt er-
stellt wird, ist es bei Straßenbau-
projekten sinnvoll, i m Vorfeld
mehrere Varianten zu prüfen,
den Impakt einzuschätzen und
eine öffentliche Anhörung darü-
ber durchzuführen." Deswegen
sei es besser, diesen Teil der Di-
rektive durch ein Sondergesetz
umzusetzen. "Der entsprechen-
de GesetzentwurfistinVorberei-
tung und bietet mindestens so
viele Garantien wie das Kommo-
do−Gesetz", versichert Claude
Geimer.

Verwaltung verwässert?
I m Zuge der Gesetzesreform

soll auch die Umweltverwaltung
neu strukturiert werden: Aus
dem "Service des établisse-
ments classés" wird eine richti-
ge Abteilung. "Die'divisioncom-
modo−incommodo' − einereinad-
ministrative Stelle oder aber ei-
ne fachkompetente Struktur mit
Entscheidungsgewalt?", fragt
der Mouvement. Und kritisiert,
dass seit der Schaffung dieses
"Service" unter der DP−CSV−Re-
gierung die Genehmigungspra-
xis"äußerst unzufriedenstellend
sei". Den Betrieben würde kaum
noch die Einhaltung präziser
Grenzwerte auferlegt, stattdes-
senbeschränkesichdie Umwelt-
verwaltung darauf, auf beste-
hende Gesetzezuverweisenund
Floskeln zu benutzen wie: "Les
effluents ne doivent pas être à
l'origine d'i mpacts négatifs sur
le milieu naturel ambiant"
(PunktIII.5 der Genehmigungfür
die Firma Avery Dennison). Die
Jurisprudenz aber zeige, dass es
Aufgabe der Genehmigungs-
behörde sei, aus allgemein ge-
haltenen Gesetzestexten präzise
Vorschriften abzuleiten. Das
komme letztendlich auch den
Betriebenzu Gute, weil esihnen
Rechtssicherheit verschaffe.
"Unsere Genehmigungen sind
mit Sicherheit nicht oberflächli-
cher geworden", kontert Claude
Geimer. Die vagen Formulierun-
gen stünden aus juristischen
Gründen i mmer am Anfang der
Genehmigung. "Auch bei der
Avery−Dennison−Genehmigung
werden unter III.31 präzise
Grenzwerte verlangt." Dass auf
die besonders problematischen
organischen Lösungsmittel nur
"dans la mesure du possible"
verzichtet werden soll, sei auch
keine Floskel. "Die Firmaforscht
andiesen Möglichkeitenund wir
verhandeln darüber, was zumut-
barist."
"Wenn alle Grenzwerte schon

über Gesetze geregelt wären,
wie es die Industrie wünscht",
so Claude Gei mer, "hätten wir
keine Druckmöglichkeit." Dass
der Umweltverwaltung vorge-
worfen wird, nur noch Gesetze
zu zitieren statt betriebsspezifi-
scheAuflagenzu erstellen, kann
er nicht nachvollziehen. "Dasist
nicht unsere Philosophie und
auch nicht die des Kommodo−
Gesetzes. Unsere Rolle ist ganz
klar, die Genehmigungeni mDe-
tail auf den Betrieb und seinen
Standort abzusti mmen."

RaymondKlein

Grünes Begräbnisfür Euratom
Am heuti gen Freitag werden die Grünen vor dem Pres-
sebriefi ng ei ne symbolische Aktion gegen Euratom,
die europäische Atomenergiebehörde, starten.
Sechs i n Schutzklei dung gehüllte Personen werden
ei nen Sarg vor dem Staatsministeri um niederlegen:
als Aufforderung an die l uxemburgische Regierung,
der Nukleartechnologie bei den kommenden Neuver-
handl ungen von Euratom i m Ecofi n−Rat ei ne Absage
zu erteilen.
Unter anderem geht es um die geplante Erhöhung des
Euratom−Kreditrahmens von vier auf sechs Milli onen
Euro. "Die Subventionen der Atomindustrie gehören ab-
geschafft, denn sie bedeuten ei nen unlauteren Wettbe-
werbsvorteil der Atomindustrie gegenüber anderen,
umweltschonenden Energieformen, erklärte der grüne
Europaabgeordnete Claude Turmes gegenüber der
woxx. Als "ungeheuren Skandal" bezeichnete der Grüne
zudem die Tatsache, dass mit diesen Gel dern i n Russ-
land ei n Reaktor vom Typ RBMK (wie i n Tschernobyl)
ferti g gestellt werden soll. I mmerhi n hatte die EU−Kom-
mission bislang selbst i mmer behauptet, solche Reak-
toren könnten nicht mehr sicher gebaut werden.
Der Vorschlag für ei ne Erhöhung des Euratom−Kredit-
rahmens ist nicht neu, sondern stand bereits i nformell
auf der Tagesordnung des Umweltrates am 9. Dezem-
ber vergangenen Jahres, so die l uxemburgische Sek-
ti on von Greenpeace Ende Januar. I m Gegensatz
aber zu Österreich, Bel gien und Deutschland hatte der
Luxemburger Umweltmi nister Charles Goerens kei ne
ablehnende Positi on zum Kommissionsvorschlag ei n-
genommen.

Friedensbewegte bei der Vereidigung
Fünf Tage vor der geplanten Anti−Kriegs−Demonstration
i n Luxemburg am15. Februar kommt esi n Esch−sur−Al-
zette zur Verei di gung l uxemburgischer Soldaten. Nicht
nur mit von der Partie, sondern auch Redneri n bei m
anschließenden Empfang i m Theater der von der LSAP,
Déi Gréng und Déi Lénk regierten Stadt: Bürgermeiste-
ri n Lydia Mutsch (LSAP). "Kei n i dealer Moment für ei ne
Verei di gung", sagte das Stadtoberhaupt gegenüber der
woxx, "aber nicht i n unserer Verantwortung." I m Schöf-
fenrat sei darüber diskutiert worden, so Mutsch. "Es
gab kei ne große Begeisterung", fügt die LSAP−Politike-
ri n hi nzu, deren Partei zusammen mit den bei den
Escher Koaliti onspartnern bei der Friedensdemonstra-
ti on mitmarschieren wird. Trotz des "Bei geschmacks"
und obwohl das Friedenskomitee wahschei nlich gegen
die Vereidi gung demonstrieren wird, kann die Stadtre-
gierung nach Worten der Bürgermeisteri n "sehr wohl
zwischen der Luxemburger Armee und der i nternationa-
len Situati on trennen".

Energ(et)ischer Wortwechsel
"Das Energiekonzept der Stadt Esch, das gestern i n der
Energie− und Umweltkommission vorgestellt wurde, hat
wenig mit Umweltschutz zu tun", schrieb Greenpeace
Luxemburg i n ei ner Pressemitteil ung am vergangenen
Dienstag. Die Umweltorganisation bemängelt das Feh-
len verlässlicher Daten. Zwar liste die Studie Möglich-
keiten zur Nutzung von Solarenergie auf, die konkreten
Vorschläge fielen aber "sehr ernüchternd" aus. Green-
peace Luxemburg bedauert, dass die Gemei nde noch
i mmer kei nen "grünen Strom" bei der Genossenschaft
"Greenpeace energy" ei nkaufen will. Stattdessen sei der
Bau von Blockheizkraftwerken geplant, die zudem nicht
für ei ne maxi male CO 2−Ei nsparung opti miert werden
sollen.
Greenpeace habe"etwas schnell aus der Hüfte geschos-
sen", wird der Escher Schöffe Felix Braz ("Déi Gréng")
i m Tageblatt von Donnerstag zitiert. Dort empfiehlt er
der Umweltorganisation, sich das Dossier noch ei nmal
i n Ruhe anzuschauen, geht aber lei der nicht auf die i n-
haltliche Kritik von Greenpeace ei n. Dagegen versichert
Felix Braz, die Gemei nde plane, i n absehbarer Zeit auf
"grünen Strom" zurückzugreifen und vor allem den
Energieverbrauch zu senken.
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